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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
1. Abgeordneter
Garrelt

Duin
(SPD)

We
gru
Glü
stän
lche Änderungen wird die Bundesregierung auf-
nd der Einigung der Länder auf einen neuen
cksspielstaatsvertrag hinsichtlich der in die Zu-
digkeit des Bundes fallenden Regelungen zum

Glücksspielwesen, insbesondere der Spielverord-
nung, vornehmen, und welche zeitlichen Planungen
bestehen insoweit?
2. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)

Wie
das
neh
200
bewertet die Bundesregierung die Tatsache,
s im Jahr 2010 in Deutschland weniger Unter-
men gegründet worden sind als im Krisenjahr
9, und wie will sie vor diesem Hintergrund ihre

Aktivitäten bzw. Programme zur Förderung von
Unternehmensgründungen ausweiten?
3. Abgeordnete
Andrea

Wicklein

(SPD)

We
Pun
ve f
Ver
lche konkreten Ergebnisse haben der „Neun-
kte-Plan für den Mittelstand“ sowie die Initiati-
ür den Mittelstand „Auf den Mittelstand setzen:
antwortung stärken – Freiräume erweitern“ ge-

bracht?
4. Abgeordnete
Andrea

Wicklein

(SPD)

Mit
Bun
Deu
welchen konkreten Maßnahmen will die
desregierung der innovativen Gründungen in
tschland unterstützen?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
5. Abgeordnete
Anette
Kramme

(SPD)

Dur
sich
im S
buc
ch welche Maßnahme stellt die Bundesregierung
er, dass Arbeitgeber der Beschäftigungspflicht
inne von § 71 des Neunten Buches Sozialgesetz-

h (Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung
schwerbehinderter Menschen) nachkommen, und in
wie vielen Fällen wurde im Jahr 2010 wegen einer
Ordnungswidrigkeit eine Verwarnung ausgespro-
chen oder ein Bußgeld verhängt?
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6. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)

Wie
Fall
von
fäng
will die Bundesregierung sicherstellen, dass im
e steigender Strompreise wegen der Abschaltung
Atomkraftwerken Geringverdiener und Emp-
er von existenzsichernden Leistungen nach dem

Zweiten und dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch
sowie dem Asylbewerberleistungsgesetz nicht über
Gebühr belastet werden, und sieht die Bundesregie-
rung eine Möglichkeit, den Arbeitslosengeld-II-Re-
gelsatz zeitnäher an höhere Verbrauchskosten anzu-
passen oder den Heizkostenzuschuss wieder einzu-
führen?
7. Abgeordnete
Heidrun
Dittrich

(DIE LINKE.)

Wo
seng
sog
zum
genau beantragen die Empfänger von Arbeitslo-
eld II bis Ende April 2011 Leistungen aus dem

enannten Bildungspaket für Kinder rückwirkend
Jahresanfang, und welche Behörde ist zustän-

dig – die Jobcenter, die Sozialämter, die Familien-
kasse oder die Jugendämter?
8. Abgeordnete
Heidrun

Dittrich

(DIE LINKE.)

Wie
den
pak
info
will die Bundesregierung die Bevölkerung über
Anspruch auf die Auszahlung von Bildungs-

eten/Bildungsgutscheinen in der Kürze der Zeit
rmieren – Antragsfrist läuft am 30. April 2011

aus –, wenn die zuständige Behörde nicht feststeht?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
9. Abgeordneter
Rolf

Schwanitz

(SPD)

Bef
Lan
kür
len
asst sich das Bundesministerium für Ernährung,
dwirtschaft und Verbraucherschutz mit den
zlich im sächsischen Vogtland aufgetretenen Fäl-
von Botulismus bei Rindern, und falls ja, welche

Konsequenzen zieht das Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
aus diesen Botulismusfällen?
10. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)

We
scha
be
Gem
lche Bundesländer nutzen bislang die Gemein-
ftsbeihilfen der Europäischen Union zur Abga-

von Extraportionen von kostenlosem Obst und
üse in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen

(Schulen und Kindertagesstätten) im Rahmen des
europäischen Schulobstprogramms, und wie setzt
sich dort die jeweilige Finanzierung hinsichtlich der
Höhe und Anteile zusammen?
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11. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)

We
einr
Mit
gram
lche Altersklassen in Betreuungs- und Bildungs-
ichtungen profitieren bislang von dem mit EU-
teln geförderten europäischen Schulobstpro-

m zur Verteilung von kostenlosem Obst und
Gemüse, und welche Maßnahmen werden darüber
hinaus getroffen, um eine ausgewogene Ernährung
bei den Kindern und Jugendlichen zu erreichen,
bzw. gibt es diesbezüglich Initiativen der Bundesre-
gierung?
12. Abgeordnete
Rita

Schwarzelühr-

Sutter
(SPD)

Wie
für
schu
däm
besc
viele Referenten sind im Bundesministerium
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
tz mit der Erarbeitung einer Strategie zur Ein-
mung von Spekulationen mit Agrarrohstoffen
häftigt, und hält die Bundesregierung diese per-

sonelle Ausstattung für ausreichend?
13. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)

Wie
För
wel
run
bewertet die Bundesregierung die nationalen
dermöglichkeiten für Aquakulturanlagen, und
che Anstrengungen unternimmt die Bundesregie-
g zur Beseitigung rechtlicher bzw. struktureller

Hindernisse der Stärkung einer nachhaltigen Aqua-
kultur in Deutschland?
14. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)

Wie
hen
Jah
wel
viel Prozent der deutschen Meeresgebiete ste-
unter Schutz bzw. sollen in den kommenden

ren zusätzlich unter Schutz gestellt werden, und
che fischereiwirtschaftlichen Einschränkungen

sind damit konkret verbunden (Angabe bitte flä-
chenbezogen)?
15. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bis
men
rin
schu
Bun
wann plant die Bundesregierung die vom Parla-
tarischen Staatssekretär bei der Bundesministe-

für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
tz Peter Bleser auf der Regionalkonferenz des
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft

und Verbraucherschutz „Die Zukunft des ländlichen
Raumes“ am 22. März 2011 angekündigten neuen
Fördermaßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) wie einen Demographiecheck zur Be-
wältigung des demographischen Wandels, eine ver-
stärkte kommunale Innenentwicklung sowie flexible
regionale Finanzierungsinstrumente wie Regional-
fonds, Regionalbudgets oder Mikrofinanzierung in
den Planungsausschuss für Agrarstruktur und Küs-
tenschutz einzubringen, und inwieweit liegen der



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/5421 – 8 –

*) Siehe hierzu auch Frage 33.
Bundesregierung Informationen über die Bereit-
schaft der Länder vor, die Aufnahme der neuen
Fördermaßnahmen in die GAK mitzutragen?
16. Abgeordneter
Dr. Wilhelm
Priesmeier

(SPD)

We
in d
in 2
lich
lche konkreten Schritte hat die Bundesregierung
en letzten sechs Monaten unternommen, damit
012 ein Verordnungsentwurf mit bundeseinheit-
en Vorgaben für die artgerechte Haltung von

Mastkaninchen vorgelegt werden kann?
17. Abgeordneter
Dr. Wilhelm

Priesmeier

(SPD)

We
regi
von
Deu
lche konkreten Maßnahmen wird die Bundes-
erung ergreifen, um die Haltungsbedingungen

Pelztieren in gewerblichen Pelztierfarmen in
tschland zu verbessern?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
18. Abgeordnete
Ulrike

Höfken

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
nac
tag,
gest
erfo
lche Mengen Übungsmunition – aufgeschlüsselt
h unterschiedlichen Arten – hatte der am Frei-
dem 1. April 2011 in der Eifel nahe Laufeld ab-
ürzte amerikanische Kampfjet an Bord, und wie
lgte die Kooperation der deutschen und ameri-

kanischen Stellen bezüglich der Unfallstellensiche-
rung?*)
19. Abgeordneter
Paul

Schäfer

(Köln)

(DIE LINKE.)

Wa
kan
derb
s war die Ursache für den Absturz des US-ameri-
ischen Kampfflugzeuges vom Typ A-10 Thun-
olt am 1. April 2011 in der Nähe von Laufeld?
20. Abgeordneter
Paul

Schäfer

(Köln)
(DIE LINKE.)

In w
Bun
ursa
den
elcher Form ist die Bundesregierung bzw. sind
desbehörden an der Untersuchung der Absturz-
che und der Beseitigung der verursachten Schä-
beteiligt?
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21. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)

Kan
an
das
201
n die Bundesregierung ausschließen, dass sich
Bord des US-Kampfflugzeuges vom Typ A-10,
in der Eifel bei Laufeld am Freitag, dem 1. April
1 abstürzte, gesundheits- oder umweltgefährden-

de Substanzen wie etwa Munition aus abgereicher-
tem Uran (DU-Munition), Hydrazin oder der
NATO-Treibstoff JP-8 befanden, und worauf stüt-
zen sich die diesbezüglichen Erkenntnisse der Bun-
desregierung?
22. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)

We
übe
brit
DU
lche Informationen liegen der Bundesregierung
r den Umfang der von US-amerikanischen und
ischen Streitkräften in Deutschland gelagerten
-Munition vor, und ist es beabsichtigt, eine sol-

che Lagerung sowie Flüge mit dieser Munition im
deutschen Luftraum zukünftig zu untersagen?
23. Abgeordneter
Omid

Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
terk
tura
sche
daz
lcher Art waren die Kontakte zwischen dem in-
ulturellen Einsatzberater der Bundeswehr (Cul-
l Advisor) und dem Personal der Blauen Mo-
e in Masar-e Sharif – die in der Vergangenheit

u gedient hatten, eine vertrauensvolle Kommuni-
kation zwischen den ISAF-Truppen und dem Klerus
vor Ort zu führen – in den Tagen und Wochen vor
den gewalttätigen Demonstrationen, besonders vor
dem Hintergrund der Tatsache, dass die Bibelver-
brennungen vom afghanischen Präsidenten und den
Medien umfassend und zugespitzt thematisiert wur-
den und Proteste daher zu erwarten waren?
24. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
Die
zu
das
rum war es Frauen bis Ende 2010 nicht möglich,
nst im protokollarischen Dienst der Bundeswehr
leisten, und welche Einsicht hat dazu geführt,
s sie dies nun dürfen?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
25. Abgeordnete
Sabine
Stüber

(DIE LINKE.)

Ist d
dien
eine
gion
as Nichtvorhandensein eines Jugendmigrations-
stes ein Ausschlusskriterium für die Förderung
r Kompetenzagentur in einer bestimmten Re-
?
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26. Abgeordnete
Sabine

Stüber

(DIE LINKE.)

Wa
zier
ter,
Soz
rum wird ab dem 1. Januar 2012 eine Kofinan-
ung der Kompetenzagenturen durch die Jobcen-
die Agentur für Arbeit und den Europäischen

ialfonds ausgeschlossen?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
27. Abgeordneter
Fritz Rudolf

Körper

(SPD)

Wie
regi
länd
beso
sehen die konkreten Vorschläge der Bundes-
erung für Beteiligungsmöglichkeiten der Bundes-
er zur Sicherung der ärztlichen Versorgung ins-
ndere im ländlichen Raum (vgl. Süddeutsche

Zeitung vom 6. April 2011) aus, und welche konkre-
te Zeitplanung zu deren Umsetzung gibt es?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
28. Abgeordnete
Bettina

Herlitzius

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Soll
Bun
lung
kün
san
das vom Parlamentarischen Staatssekretär beim
desminister für Verkehr, Bau und Stadtentwick-

Jan Mücke in einem Eckpunktepapier ange-
digte KfW-Programm zur energetischen Stadt-
ierung als Zuschussprogramm oder als Kredit-

programm ausgestaltet werden, und wie beabsichtigt
die Bundesregierung, die Finanzierung des Pro-
gramms vor dem Hintergrund sicherzustellen, dass
der Energie- und Klimafonds aufgrund der aktuellen
Entwicklungen voraussichtlich nicht über die erwar-
teten Einnahmen verfügt?
29. Abgeordnete
Bettina

Herlitzius

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
aus
san
50 M
die
hoch wird die Gebäudesanierungsquote in 2012
fallen, wenn die KfW-Mittel für die Gebäude-
ierung, wie bekannt wurde, in 2012 auf knapp

io. Euro gekürzt werden, und wie beabsichtigt
Bundesregierung vor diesem Hintergrund, die

Klimaziele zu erreichen?
30. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)

Wie
trag
Leip
(OP
hoch ist die von der Deutschen Bahn AG bean-
te Förderung zum Neubau des City-Tunnels
zig im Rahmen des Operationellen Programms
) Verkehr EFRE Bund 2007–2013?
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31. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
nac
run
neru
Dür
*) Siehe hierzu auch Frage 18.
lche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus der
h Aussagen des Veranstalters erfolgten Weige-
g der Deutschen Bahn AG dem „Zug der Erin-
ng“, der am 1. und 2. April 2011 im Bahnhof
en Station machte, wie schon zuvor in anderen

Bahnhöfen, den notwendigen Stromanschluss zur
Verfügung zu stellen, und was wird die Bundesregie-
rung als hundertprozentige Eignerin der Deutschen
Bahn AG veranlassen, damit dem „Zug der Erinne-
rung“ in Zukunft in allen Bahnhöfen, in denen er
Station macht, der notwendige Stromanschluss zur
Verfügung gestellt wird?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
32. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Ant
Fra
von
mis
lche konkreten sechs deutschen Projekte (siehe
wort der Bundesregierung auf meine Schriftliche
ge auf Bundestagsdrucksache 17/5422) wurden
der Bundesregierung an die Europäische Kom-

sion als mögliche Projekte zur Förderung aus
dem NER-300-Programm weitergeleitet, und welche
Unternehmen sind daran beteiligt?
33. Abgeordnete
Ulrike

Höfken

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
übe
ser
dar
lche Messergebnisse liegen deutschen Behörden
r mögliche Verunreinigungen von Boden, Was-
und Luft vor, und wie wurde die Öffentlichkeit
über informiert?*)
34. Abgeordnete
Daniela
Wagner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
For
Nat
„Ak
bar
bewertet die Bundesregierung die finanziellen
derungen des Bundesministeriums für Umwelt,
urschutz und Reaktorsicherheit im Rahmen des
tionsprogramm[s] Energieeffizienz und erneuer-

e Energien“, die Haushaltsmittel für das CO2-
Gebäudesanierungsprogramm der KfW Banken-
gruppe auf 2 Mrd. Euro und für den Energie- und
Klimafonds auf 1 Mrd. Euro anzuheben (s. Artikel
„Bund legt Konzept zu schnellerem Ökostrom-Aus-
bau vor“, Reuters vom 18. März 2011), hinsichtlich
ihrer Wirtschaftlichkeit, Hebelwirkung/Investitions-
volumina, geschaffenen/erhaltenen Arbeitsplätze
und ihrer CO2- und Energieeinsparpotentiale?
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35. Abgeordneter
Dr. Hermann

Ott

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
der
vor
folg
Jah
beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse
jüngsten Klimaverhandlungen in Bangkok, auch
dem Hintergrund der Erfordernisse für eine er-
reiche Klimakonferenz in Durban Ende dieses
res?
36. Abgeordneter
Dr. Hermann

Ott

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Ato
lche Rolle hat aus Sicht der Bundesregierung die
menergie beim weltweiten Klimaschutz?
37. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
kom
Ma
tern
Anl
elchem Verfahren wird die Reaktor-Sicherheits-
mission (RSK) die von ihr noch festzulegenden

ßstäbe, auf deren Basis sie die von den Gutach-
unter der Federführung der Gesellschaft für

agen- und Reaktorsicherheit (GRS) vorzulegen-
den Ergebnisse der Atomkraftwerkeprüfungen be-
werten wird (vgl. Plenarprotokoll 17/101, Anla-
ge 16), festlegen (bitte insbesondere mit Angabe et-
waiger Sondersitzungen der RSK, bis wann die Fest-
legung abgeschlossen sein soll und ob sie in Abstim-
mung mit dem Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit erfolgt), und wel-
cher konkrete Zeitplan existiert für o. g. Gutachter
unter der Federführung der GRS für die Vorlage ih-
rer Zwischen- und Endergebnisse an die RSK?
38. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
gen
team
Ato
Prü
viele Personen pro betreffender Sachverständi-
organisation sind in welchen der einzelnen Prüf-

s für den sogenannten Stresstest der deutschen
mkraftwerke (bitte differenzierte Darlegung pro
fteam)?
39. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Stim
das
Deu
sind
chie
mt die Bundesregierung der Auffassung zu,
s Photovoltaikstrom und Windstrom aus
tschland an der Strombörse wettbewerbsfähiger

als Atomstrom aus Frankreich oder Tsche-
n, und sind der Bundesregierung Atomkraftwer-

ke bekannt, die im Ausland infolge des deutschen
Moratoriums neu ans Netz gegangen sind?
40. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bea
päis
te S
die
Aus
bsichtigt die Bundesregierung, sich auf der euro-
chen Ebene zukünftig gegen direkte und indirek-
ubventionen für Atomenergie einzusetzen, damit
deutsche Wirtschaft nicht durch im europäischen
land begünstigten Atomstrom benachteiligt
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*) Siehe hierzu auch Frage 75.
wird, und wird sich die Bundesregierung für europa-
weit höchste Sicherheitsmaßstäbe bei Atomkraftwer-
ken einsetzen, um ein Sicherheitsdumping zum
Nachteil der deutschen Wirtschaft zu verhindern?
41. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Gen
Ato
run
run
setz
ießen die zusätzlichen Strommengen, die den
mkraftwerken im Rahmen der Laufzeitverlänge-
g zugeteilt wurden, aus Sicht der Bundesregie-
g Eigentumsschutz nach Artikel 14 des Grundge-
es, und haben die Betreiber seither irgendwelche

Investitionen in die Atomkraftwerke getätigt, aus
denen sie Vertrauensschutz bezüglich des Bestands
der Laufzeitverlängerungen ableiten könnten?*)
42. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat
För
gee
tur“
Bun
der Ausstieg des Landes Niedersachsen aus der
derung des Projektes „Hannoversche Moor-
st“ im Rahmen des Programmes „Chance.Na-

Auswirkungen auf die Erreichung der Ziele der
desregierung zum Erhalt des Nationalen Natur-

erbes insbesondere unter dem Aspekt des Schutzes
der letzten Moore?
43. Abgeordnete
Dorothea
Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
eine
aus
der
tegi
wird die Bundesregierung die Herausnahme
s großen Moorschutzgebietes in Niedersachsen
dem Programm „Chance.Natur“ im Rahmen
Zielerreichung der nationalen Biodiversitätsstra-
e, deren wichtiger Bestandteil auch der Erhalt

möglichst vieler wertvoller Hoch- und Niedermoore
ist, ausgleichen?
44. Abgeordnete
Cornelia
Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
schu
nac
inw
tenz
ieweit plant die Bundesregierung, den Brand-
tz auf dem Gelände der Kyritz-Ruppiner Heide

h dem Abzug der Bundeswehr abzusichern, und
ieweit wird sie dafür die Kenntnisse und Kompe-
en der bisher zuständigen Berufsfeuerwehr der

Bundeswehr zur Verfügung stellen?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
45. Abgeordneter
Kai

Gehring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
gier
gep
vers
gen
lche Anstrengungen unternimmt die Bundesre-
ung, damit das neue Zulassungsverfahren wie
lant zum Wintersemester 2011/2012 in der Voll-
ion starten kann, und welche Schlussfolgerun-
zieht die Bundesregierung aus den Erkenntnis-

sen/Ergebnissen des Softwaretests (Quality Gates)
vom 8. April 2011?
46. Abgeordnete
Rita

Schwarzelühr-

Sutter
(SPD)

Sieh
eine
kolo
wel
Mit
t die Bundesregierung bei der Nanotechnologie
n Nachholbedarf bei der Erforschung von toxi-
gischen Auswirkungen auf Mensch und Um-

t, und wie hoch sind die derzeit eingeplanten
tel für die Toxikologieforschung in der Anwen-

dung von Nanopartikeln im Bereich des Bundesins-
tituts für Risikobewertung?
47. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)

Gib
For
Bat
kan
t es Pläne von Seiten der Bundesregierung zur
tführung der Innovationsallianz „Lithium Ionen
terie LIB 2015“ über das Jahr 2011 hinaus, und
n die Bundesregierung bestätigen, dass das In-

dustriekonsortium von BASF, Bosch, Evonik, Li-
Tec und VW seiner Verpflichtung nachgekommen
ist und 360 Mio. Euro für Forschung und Entwick-
lung an der Lithium-Ionen-Batterie investiert hat?
48. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)

We
tive
rium
lche Pläne zur Fortführung der „Pharma-Initia-
für Deutschland“ verfolgt das Bundesministe-
für Bildung und Forschung?
49. Abgeordneter
Klaus

Hagemann

(SPD)

In w
dera
schu
For
elchem Umfang wurden bzw. waren seit der Fö-
lismusreform für Forschungsbauten an Hoch-
len (Kapitel 30 03 Titel 882 01 „Überregionale

schungsförderung im Hochschulbereich“) Pro-
jekte zur Begutachtung angemeldet, Mittel ausge-
zahlt, Mittel nicht abgerufen (alle drei Angaben bitte
tabellarisch jeweils in Jahresangaben), insgesamt an
Geldern in den Bundeshaushalt eingestellt, insge-
samt an Förderung verausgabt, zum 1. Januar 2011
als Ausgabenrest noch verfügbar bzw. zwischenzeit-
lich verfallen (alle vier Angaben bitte summarisch
über den Gesamtzeitraum), und welche Konse-
quenzen zieht die Bundesregierung im Hinblick auf
einen Mittelabfluss von lediglich 59 Prozent in 2010
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und nicht verausgabten Bundesmitteln von über
121 Mio. Euro im gleichen Jahr für das Antrags-
und Bewilligungsverfahren und die Abstimmung mit
den Bundesländern sowie mögliche Initiativen im
Rahmen der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz
(GWK)?
50. Abgeordneter
Klaus

Hagemann

(SPD)

Wie
fahr
„So
der
ist der aktuelle Stand des Ausschreibungsver-
ens des Nachfolgebaus des Forschungsschiffes
nne“ ggf. unter Angabe des Zuschlagnehmers,
Zuschlagssumme (in Jahrestranchen) sowie der

Beteiligung der Küstenländer, für das bereits im Re-
gierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2009
15 Mio. Euro veranschlagt waren, und wie sieht die
weitere Forschungsschiff-Strategie der Bundesregie-
rung insbesondere im Hinblick auf Zeitplanung und
in der mittelfristigen Finanzplanung eingestellte
Mittel aus?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
51. Abgeordneter
Uwe
Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
plan
lung
der
küs
lche kurzfristigen und langfristigen Maßnahmen
t die Bundesregierung im Bereich der entwick-
sorientierten Not- und Übergangshilfe sowie in
Entwicklungszusammenarbeit mit der Elfenbein-
te?
52. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
sche
rain
der
iefern und in welchem finanziellen und techni-
n Umfang plant die Bundesregierung, die An-
erstaaten, die durch die Flüchtlingsströme aus
Elfenbeinküste betroffen sind, zu unterstützen?
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
53. Abgeordnete
Heike

Hänsel

(DIE LINKE.)

We
die
zun
Reg
lche Kenntnisse hat die Bundesregierung über
Vergabemittel und Verwendung von Unterstüt-
gsleistungen der Europäischen Union an die
ierung Alassane Outtaras in Côte d’Ivoire und

die parallel zur militärischen Eskalation in Côte
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d’Ivoire zusätzlich für „administrative Aufgaben“
bereitgestellten 1 Mio. Euro durch den Europäi-
schen Auswärtigen Dienst aus dem Instrument für
Stabilität an die Regierung Alassane Outtaras?
54. Abgeordnete
Erika

Steinbach

(CDU/CSU)

We
mal
der
DD
lche Kenntnis hat die Bundesregierung zu ehe-
igen Angehörigen der Nationalen Volksarmee
DDR bzw. anderer „Bewaffneter Organe der
R“, die sich weltweit als Söldner verdungen ha-

ben?
55. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
wah
die
tun
Afg
s ist der Bundesregierung bekannt über die Aus-
lkriterien und konkrete Anzahl der Personen,
seit Anfang 2010 im unter deutscher Verantwor-
g stehenden ISAF-Kommandobereich Nord in
hanistan durch US-amerikanische Drohnen oder

sog. Kill-Teams aus einer der in Frage kommenden
Ziellisten gezielt getötet worden sind, und kann die
Bundesregierung ausschließen, dass die seither zuge-
nommenen dortigen Anschläge, die den Aufständi-
schen zugeschrieben werden, mit zahlreichen – auch
deutschen – Verletzten und Getöteten Reaktionen
auf diese US-amerikanischen Tötungspraktiken dar-
stellen?
56. Abgeordneter
Tom

Koenigs

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aus
von
UN
sche
an d
welchen Gründen hat die Bundesregierung da-
abgesehen, anlässlich des Mordes an sieben

-Mitarbeitern am 1. April 2011 in der afghani-
n Stadt Masar-e Sharif ein Kondolenzschreiben
ie UN zu verfassen?
57. Abgeordneter
Tom

Koenigs

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
das
Abs
(201
Wa
ieweit ist die Bundesregierung der Auffassung,
s sich durch die Enthaltung Deutschlands in der
timmung zur UN-Sicherheitsratsresolution 1973
1) zu Libyen die Chancen Deutschlands für die

hl in den UN-Menschenrechtsrat verschlechtert
haben, und inwieweit hat die Einschätzung der inter-
nationalen politischen Folgen des Abstimmungsver-
haltens Deutschlands zur genannten Resolution im
UN-Sicherheitsrat die Bundesregierung bewogen,
erst 2012 (und nicht wie geplant 2011) für eine Mit-
gliedschaft im UN-Menschenrechtsrat zu kandidie-
ren?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/5421– 17 –
58. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
§ 5
gen
ihre
Rat
iefern meint die Bundesregierung, ihrer sich aus
EUZBBG ergebenden Informationspflicht ge-

über dem Deutschen Bundestag in Bezug auf
Zustimmung zum Beschluss des Europäischen

es am 1. April 2011, die Militäroperation
EUFOR Libya einzusetzen, nachgekommen zu sein,
und wie begleitet Deutschland in der Funktion als
Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen die Beratungen über Libyen im Amt der
Vereinten Nationen für die Koordinierung humani-
tärer Angelegenheiten (OCHA), auf dessen konkre-
te Anfrage hin der EU-Ratsbeschluss zu EUFOR
Libya umgesetzt werden soll?
59. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

Mit
nen
staa
(EU
welchen Kapazitäten und in welcher Form pla-
die Bundesregierung und andere EU-Mitglied-

ten, sich an der Militärmission EUFOR Libya
-Battlegroup oder Teilfähigkeiten) zu beteiligen,

und welche Vorbereitungen hierzu wurden bereits
getroffen?
60. Abgeordnete
Sevim
Dağdelen

(DIE LINKE.)

Ist
nac
men
gefo
bei der geplanten Militärmission EUFOR Libya
h dem gegenwärtig vorliegenden Krisenmanage-
tkonzept (CMC), wie insbesondere von Malta
rdert, eine Zusammenarbeit mit der EU-Grenz-

schutzagentur Frontex vorgesehen, und kann die
Bundesregierung ausschließen, dass eine solche Zu-
sammenarbeit stattfinden wird?
61. Abgeordneter
Volker
Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
der
des
verg
Tilm
wei
bewertet die Bundesregierung die Weigerung
Volksrepublik China, dem für die Delegation
Bundesministers des Auswärtigen auf dessen
angener Chinareise als Begleiter vorgesehenen
an Spengler die Erteilung eines Visums zu ver-

gern, und welche Konsequenzen zieht sie daraus
für ihre künftige Planung von Delegationen?
62. Abgeordneter
Volker

Beck
(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
aus
We
Wir
nun
dur
lche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
der Festnahme des chinesischen Künstlers Ai

iwei unter dem zwischenzeitlichen Vorwurf der
tschaftsverbrechen unmittelbar nach der Eröff-
g der Ausstellung „Die Kunst der Aufklärung“
ch den Bundesminister des Auswärtigen für ihre

weitere Chinapolitik, und welche Ergebnisse er-
brachten die in dem Gespräch mit dem einberufe-
nen Botschafter der Volksrepublik China vorgetra-
genen Forderungen unter anderem nach der umge-
henden Freilassung Ai Weiweis (vgl. Mitteilung auf
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der Homepage des Auswärtigen Amts vom 6. April
2011: www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/
Laender/Aktuelle_Artikel/China/110406-AiWeiwei-
node.html – Stand 7. April 2011)?
63. Abgeordnete
Viola von

Cramon-Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sieh
um
Auf
tige
und
t die Bundesregierung in den Ereignissen rund
die Eröffnung der Ausstellung „Die Kunst der
klärung“ durch den Bundesminister des Auswär-
n (Verweigerung der Einreise Tilman Spenglers

Verhaftung Ai Weiweis direkt im Anschluss)
einen Anlass, ihre Strategie für künftige Menschen-
rechtsdialoge, Rechtsstaatsdialoge oder die deutsch-
chinesischen Regierungskonsultationen zu ändern,
und wenn ja, auf welche Weise?
64. Abgeordnete
Viola von

Cramon-Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
nesi
por
kus
stim
stellt die Bundesregierung sicher, dass die chi-
sche Seite in diesem Rahmen nicht in überpro-
tionaler Weise Tagesordnungspunkte und Dis-
sionsthemen setzt sowie Teilnehmerlisten be-
mt, und ist sie der Auffassung, dass ihr dies im

genannten Fall gelungen ist?
65. Abgeordneter
Omid
Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
lend
sage
Nel
Dea
schätzt die Bundesregierung die in der 12. Ka-
erwoche dieses Jahres bekanntgewordenen Aus-
n einiger ihrer Mitarbeiter ein (vgl. Roland

les u. a. „Das Rätsel um den deutschen Iran-
l“, SPIEGEL ONLINE vom 1. April 2011),

dass die ursprünglich von der Bundesregierung und
der Deutschen Bundesbank (vgl. Antwort der Bun-
desregierung auf Frage 83 des Abgeordneten Dr.
Gerhard Schick, s. Plenarprotokoll 17/101) erteilte
Genehmigung für die Abwicklung der indischen
Zahlungen für iranische Öllieferungen über die
Deutsche Bundesbank und die von den USA sank-
tionierte Europäisch-Iranische Handelsbank (vgl.
Pressemitteilung TG-847 des US-Finanzministe-
riums vom 7. September 2010) eine Voraussetzung
für die Freilassung der inhaftierten Reporter der
„Bild am Sonntag“ war, besonders angesichts des
Umstandes, dass das langwierige Genehmigungsver-
fahren unmittelbar nach den Freilassungsverhand-
lungen abgeschlossen wurde?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
66. Abgeordnete
Iris

Gleicke

(SPD)

Wie
eine
fäng
Um
prüft das Bundesministerium des Innern vor
r Bewilligung von Zuwendungen, ob der Emp-
er der Zuwendung in einem extremistischen
feld angesiedelt ist, und ist die Prüfung von

Bewilligungen auch bei der „Schlesischen Jugend“
geschehen?
67. Abgeordnete
Iris

Gleicke

(SPD)

Wir
Bun
Mit
nist
d das Bundesministerium des Innern auch vom
d der Vertriebenen bei der Vergabe öffentlicher
tel die Unterschrift einer wie der vom Bundesmi-
erium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

für die Förderprogramme in Kraft gesetzten Extre-
mismusklausel fordern, und wenn ja, warum ist dies,
vor allem im Hinblick auf die rechtsextremistische
Unterwanderung der Mitgliedsorganisation des
Bundes der Vertriebenen „Schlesische Jugend“ bzw.
„Schlesische Jugend Thüringen“ bisher nicht er-
folgt?
68. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Häl
gru
und
hins
der
t es die Bundesregierung, auch vor dem Hinter-
nd der Nuklearkatastrophe in Fukushima/Japan

der Neupositionierung der Bundeskanzlerin
ichtlich der generellen Bewertung der Risiken
Nutzung der Atomtechnologie, nicht auch für

erforderlich, bei den bestehenden Plänen für Nuk-
learkatastrophen, bei der Planung ihrer Koordinie-
rungsverantwortung gemäß ihren Aufgaben sowie
im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Kompe-
tenzverteilung beim Katastrophenschutz grundle-
gende Veränderungen anzuregen bzw. vorzuneh-
men, und wenn ja, welche Veränderungen sind hier
konkret in Planung?
69. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf
Tag
15.
züg
gru
welche Weise wird die Bundesregierung auf der
ung des Rates Justiz und Inneres der EU in der
Kalenderwoche ihrer Pflicht nachkommen, be-
lich der Verwendung von Fluggastdaten auf
ndgesetzkonforme Rechtsakte hinzuwirken, und

wird die Bundesregierung bei den Verhandlungen
über die entsprechende Richtlinie einen ausdrückli-
chen Verfassungsvorbehalt gegen die geplante an-
lasslose Speicherung, Verarbeitung und Rasterung
von Fluggastdaten durch eine staatliche Zentralstelle
einlegen?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
70. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)

We
die
Gm
ner
lche Maßstäbe setzt die Bundesregierung für
BVVG Bodenverwertungs- und -verwaltungs

bH bei der Veräußerung pachtfreier bundeseige-
landwirtschaftlicher Nutzflächen in den neuen

Bundesländern, und welche Ergebnisse sind in den
Gesprächen mit den betroffenen Ländern hinsicht-
lich einer Übertragung dieser Flächen auf die Län-
der erreicht worden?
71. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)

Wir
ßeru
dar
stru
d die Bundesregierung bei den weiteren Veräu-
ngen von BVVG-Flächen gegenüber der BVVG

auf hinwirken, dass bei einem Verkauf die Agrar-
ktur in den neuen Ländern gestärkt und eine

Schwächung der Agrarstruktur durch Veräußerun-
gen an nicht landwirtschaftlich gebundene Bewerber
ausgeschlossen wird?
72. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)

We
För
nier
ßeru
lche konkreten steuerlichen Maßnahmen zur
derung der Energieeinsparung über Gebäudesa-
ung strebt die Bundesregierung an (vgl. die Äu-
ngen des Bundesministers für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit vom 7. April 2011 im
Handelsblatt), und welche konkreten steuerlichen
Fördermaßnahmen zur Förderung der Energieein-
sparung existieren derzeit bereits im Einkommen-
steuergesetz?
73. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll
(DIE LINKE.)

Wie
der
Stan
liste
viele neue Schreiben des Bundesministeriums
Finanzen sind seit der letzten Positivliste mit
d vom 23. April 2010 und der aktuellen Positiv-
mit Stand vom 1. April 2011 hinzugekommen,

und wie viele wurden lediglich überarbeitet und
nicht aufgehoben?
74. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
das
wäh
tien
lich
elchem Umfang erwartet die Bundesregierung,
s der Hypo Real Estate Holding AG (HRE) ge-
rte Finanzhilfen (Zahlungen, Kredite, Garan-
) von dieser je zurückerstattet werden (wie kürz-
die Commerzbank AG entsprechend ankündig-

te) oder aber realistischerweise abgeschrieben wer-
den müssen, und was ist der Bundesregierung be-
kannt über die Höhe von Vergütungen und Boni,
die an Repräsentanten sowie Mitarbeiter der am
30. September 2010 zur Verwaltung von 173 Mrd.
Euro sogenannter Schrottpapiere gegründeten
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*) Siehe hierzu auch Frage 41.
bundeseigenen HRE-Abwicklungsanstalt FMS (Bad
Bank) zugesagt bzw. schon gezahlt wurden, insbe-
sondere ob entsprechend § 5 Absatz 2 FMStFV
diese Personen nicht mehr als 500 000 Euro jährlich
verdienen?
75. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat
hun
Ato
desr
För
die Reaktorkatastrophe von Fukushima bezie-
gsweise die darauf erfolgte Neuausrichtung der
mpolitik der Bundesregierung aus Sicht der Bun-
egierung eine wesentliche Veränderung der dem
derfondsvertrag mit den Atomkraftwerksbetrei-

bern zugrundeliegenden Umstände im Sinne von § 5
des Förderfondsvertrags bewirkt?*)
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